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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Empfehlung für eine Verordnung des Rates betreffend Abschluß eines Abkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Sozialistischen 
Föderativen Republik Jugoslawien über den Handel mit Textilerzeugnissen 
EG-Dok. S/287/77 (COMER 59) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Empfehlung der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es empfiehlt sich, das zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Sozialistischen Fö- 
derativen Republik Jugoslawien ausgehandelte Ab- 
kommen über den Handel mit Textilerzeugnissen 
abzuschließen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Im Namen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft wird ein Abkommen mit der Sozialistischen 
Föderativen Republik Jugoslawien über den Handel 
mit Textilerzeugnissen geschlossen, dessen Wort- 
laut als Anhang beigefügt ist. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates notifiziert der anderen Ver- 
tragspartei die Durchführung der für das Inkraft- 
setzen dieses Abkommens erforderlichen Maßnah- 
men von seiten der Gemeinschaft. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


Der Rat der Europäischen Gemeinschaften einerseits, 
Die Regierung der sozialistischen föderativen Re- 
publik Jugoslawien andererseits, 

In dem Wunsch, eine geordnete und ausgewogene 
Entwicklung des Handels mit Textilwaren zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft - nach- 
stehend „Gemeinschaft" genannt - und Jugoslawien 
zu gewährleisten, 

Im Hinblick auf die Vereinbarung über den inter- 
nationalen Handel mit Textilien - nachstehend 
„Genfer Vereinbarung" genannt ~, insbesondere 
auf Artikel 4, 

Haben im Geiste der gegenseitigen Zusammen- 
arbeit und in Übereinstimmung mit der Genfer Ver- 
einbarung beschlossen, dieses Abkommen zu schlie- 
ßen und haben hierfür als Bevollmächtigte ernannt: 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN: 

DIE REGIERUNG DER SOZIALISTISCHEN 
FÖDERATIVEN REPUBLIK JUGOSLAWIEN: 

DIESE SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

1. Die Vertragsparteien erkennen an und bekräfti- 
gen, daß vorbehaltlich dieses Abkommens und 
unbeschadet der Rechte und Pflichten aufgrund 
des allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
für ihren wechselseitigen Handel mit Textil- 
waren die Genfer Vereinbarung gilt. 

2. Dieses Abkommen gilt für den Handel mit den 
in den Anhängen I und II zu diesem Abkommen 
aufgeführten Gruppen von Textilwaren mit Ur- 
sprung in und Herkunft aus Jugoslawien. 
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3. Jugoslawien setzt für die Ausfuhren nach der 
Gemeinschaft Höchstmengen gemäß der Tabelle 
in Anhang I zu diesem Abkommen fest. 

4. Teilmengen der in Anhang I aufgeführten Kon- 
tingente, die von einem Mitgliedstaat der Ge- 
meinschaft nicht ausgeschöpft werden, können 
innerhalb der Grenzen, die von der Gemein- 
schaft nach dem dort geltenden Verfahren be- 
schlossen werden, einem anderen Mitgliedstaat 
zugeteilt werden. 

Die Gemeinschaft verpflichtet sich, jeden An- 
trag Jugoslawiens auf Neuzuteilung binnen vier 
Wochen nach Erhalt zu beantworten. Eine der- 
artige Neuzuteilung braucht nicht auf die Sätze 
beschränkt zu werden, die in den Anpassungs- 
bestimmungen in Artikel 7 dieses Abkommens 
festgelegt sind. 

Artikel 2 

1. Die Gemeinschaft verpflichtet sich, für die unter 
das Abkommen fallenden Gruppen von Textil- 
waren (vorbehaltlich des ordnungsgemäßen 
Funktionierens dieses Abkommens), keine neuen 
mengenmäßigen Beschränkungen einzuführen, 
die Anwendung geltender Beschränkungen un- 
verzüglich auszusetzen und Artikel 3 der Genfer 
Vereinbarung nicht in Anspruch zu nehmen, so- 
fern die Ausfuhren dieser Textilwaren mit Ur- 
sprung in und Herkunft aus Jugoslawien nach 
der Gemeinschaft die gemäß diesem Abkommen 
festgesetzten Höchstmengen nicht überschreiten. 

2. Die jugoslawischen Behörden verpflichten sich, 
geeignete Maßnahmen zu treffen um sicherzu- 
stellen, daß die in diesem Abkommen festge- 
setzten Höchstmengen nicht überschritten wer- 
den. 

3. Im Falle einer zusätzlichen Nachfrage auf dem 
Markt der Gemeinschaft erhebt die Gemeinschaft 
keinen Einspruch gegen die Überschreitung der 
vorgenannten Höchstmengen, sofern jede zusätz- 
liche Menge von den Vertragsparteien einver- 
nehmlich festgesetzt wird. 

Artikel 3 

1. Für Einfuhren von unter dieses Abkommen fal- 
lenden Textilwaren in die Gemeinschaft zur un- 
mittelbaren Wiederausfuhr oder zur Wieder- 
ausfuhr n^ch Veredelung gelten die in diesem 
Abkommen festgesetzten Höchstmengen nicht, 
sofern die Einfuhr dieser Waren einer zu die- 
sem Zweck in der Gemeinschaft eingerichteten 
Verwaltungskontrolle unterliegt. 


! 2. Stellen die Gemeinschaftsbehörden fest, daß die 
in Absatz 1 genannten Waren in der Gemein- 
j schaft in den freien Verkehr übergeführt wor- 
I den sind, so teilt die Gemeinschaft der jugo- 
slawischen Regierung vierteljährlich die betref- 
fenden Mengen mit. In diesen Fällen rechnet 
Jugoslawien auf Antrag der Gemeinschaft diese 
Menge auf die für das laufende Jahr oder das 

folgende Jahr festgesetzten Höchstmengen an. 

i 

| 3. Stellen die zuständigen Behörden in der Gemein- 
schaft im Rahmen der Verwaltungskontrolle fest, 
daß eingeführte Textilwaren, die unter dieses 
Abkommen fallen, auf die gemäß dem Abkom- 
men festgesetzten Höchstmengen angerechnet, 
dann aber aus der Gemeinschaft wiederausge- 
führt worden sind, so teilen die zuständigen Be- 
j hörden der jugoslawischen Regierung die be- 
! treffenden Mengen mit und genehmigen Einfuh- 
ren in gleicher Höhe, die nicht auf die gemäß 
; dem Abkommen festgesetzten Höchstmengen 
angerechnet werden. 

4. Für Wiedereinfuhren in die Gemeinschaft von 
unter dieses Abkommen fallenden Textilwaren, 
die nach Be- oder Verarbeitung von vorüber- 
gehend aus der Gemeinschaft ausgeführten Wa- 
ren in Jugoslawien durchgeführt werden, gelten 
die gemäß diesem Abkommen festgesetzten 
Höchstmengen nicht. 

Artikel 4 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, auf Er- 
suchen einer Vertragspartei und nach Maßgabe 
der Genfer Vereinbarung unverzüglich Konsul- 
tationen über alle den Handel mit Textilwaren 
betreffenden Fragen, insbesondere alle mit der 

i Anwendung dieses Abkommens zusammenhän- 

! genden Probleme durchzuführen. Diese Konsul- 

tationen werden von den Vertragsparteien mit 
Kompromißbereitschaft und mit dem Ziel der Be- 
reinigung der zwischen ihnen bestehenden Un- 
stimmigkeiten geführt. 

2. Besteht infolge der Einfuhren der in Anhang II 
aufgeführten Waren mit Ursprung in und Her- 
kunft aus Jugoslawien tatsächlich die Gefahr 
einer Marktzerrüttung (im Sinne des Anhangs A 
der Genfer Vereinbarung), so kann die Gemein- 
schaft Jugoslawien nach dem in Absatz 5 fest- 
gesetzten Verfahren um Konsultationen über 
diese Erzeugnisse ersuchen. 

3. Wird eine übermäßige Konzentration des Han- 
dels auf eine Ware festgestellt, die zu einer 
Warengruppe gehört, für die nach diesem Ab- 
kommen von der Gemeinschaft Höchstmengen 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 3. März 1977 - 14 - 680 70 - E - Ha 80/77 : 

Diese Empfehlung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 14. Februar 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden . 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsempfehlung ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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festgesetzt sind bzw. auf die dieser Artikel in 
anderer Form Anwendung findet, und besteht 
nach Ansicht der Gemeinschaft dadurch die Ge- 
fahr einer echten Zerrüttung des Marktes für 
diese Waren, so kann die Gemeinschaft bean- 
tragen, daß nach den in Absatz 5 genannten Ver- 
fahren Konsultationen mit Jugoslawien durch- 
geführt werden. 

4. Den in Absatz 2 und 3 genannten Konsultations- 
ersuchen ist innerhalb einer angemessenen Frist 
(in jedem Fall von 21 Tagen) eine Darstellung 
der Marktbedingungen in der Gemeinschaft bei- 
zufügen, die nach Ansicht der Gemeinschaft das 
Konsultationsersuchen rechtfertigt. Diese Dar- 
stellung muß Angaben enthalten, aus denen her- 
vorgeht, daß tatsächlich die Gefahr einer Markt- 
zerrüttung (im Sinne des Anhangs A der Genfer 
Vereinbarung) besteht. Die in diesem Absatz ge- 
nannten Konsultationsverfahren werden nur 
sparsam angewendet, wenn wesentliche Verän- 
derungen im Volumen der Ausfuhren jugoslawi- 
scher Waren nach der Gemeinschaft eingetreten 
sind, und in Übereinstimmung mit den Grund- 
sätzen und Zielen der Genfer Vereinbarung 
durchgefühTt. 

5. Bis zu einem allseitig befriedigenden Abschluß 
der in Absatz 2 genannten Konsultationen be- 
schränkt Jugoslawien seine Ausfuhren der be- 
treffenden Ware(n) auf die eine oder andere 
der nachstehenden Mengen, wobei die jeweils 
größere berücksichtigt wiTd: 

i) Einhundertsieben Prozent (107 v. H.) der Aus- 
fuhren der Ware(n) nach der Gemeinschaft 
im letzten dem Monat des Konsultationser- 
suchens vorangehenden Zwölfmonatszeit- 
raums, für den Statistiken fÜT beide Ver- 
tragsparteien vorliegen; 

ii) das Mittel der Jahresausfuhren der jugosla- 
wischen WaTe(n) nach der Gemeinschaft wäh- 
rend eines Zeitraums von drei Jahren in den 
dem Monat des Konsultationsersuchens vor- 
angehenden sechs Jahre i, für den für beide 
Vertragsparteien Statistiken vorliegen. 

6. Die Gemeinschaft genehmigt die Einfuhr von 
Waren, die vor dem Zeitpunkt des Konsulta- 
tionsersuchens aus Jugoslawien versandt wor- 
den sind. Ferner wird die Gemeinschaft Fälle 
von Waren, für die Ausfuhrgenehmigungen auf- 
grund fester Verträge oder Akkreditive erteilt 
worden sind, unter wohlwollender Berücksichti- 
gung aller Umstände regeln. Führt nach Ansicht 
der jugoslawischen Behörden die Anwendung 
dieser Bestimmungen zu Schwierigkeiten, die die 
betreffenden Handelsinteressen verletzen, so 
kann Jugoslawien beantragen, daß nach Maß- 
gabe des Absatzes 2 Konsultationen mit der Ge- 
meinschaft eingeleitet werden. 

7. Auf Antrag Jugoslawiens finden Konsultationen 
statt, um die Notwendigkeit der Beibehaltung, 
Änderung oder Aufhebung der nach diesem Ar- 
tikel festgesetzten mengenmäßigen Beschrän- 
kungen zu prüfen, sobald die Marktbedingun- 


gen, die zur Einführung dieser Beschränkungen 
geführt haben, nicht mehr gegeben sind. 

8. Gelingt es den Vertragsparteien nicht, in den 
nach diesem Artikel durchgeführten Konsultatio- 
nen eine Einigung zu erzielen, so kann jede 
Vertragspartei als Vertragspartei der Genfer 
Vereinbarung die Frage der Textilüberwachungs- 
stelle gemäß Artikel 11 Abs. 4 der Genfer 
Vereinbarung vorlegen. Die Vertragspartei, die 
diese Maßnahme ergreift, unterrichtet unver- 
züglich die andere Vertragspartei von ihrer Ab- 
sicht. 

Artikel 5 

1. Teilmengen der gemäß diesem Abkommen fest- 
gesetzten Höchstmengen, die während eines 
jährlichen Anwendungszeitraums des Abkom- 
mens nicht ausgeschöpft werden, können über- 
tragen und den entsprechenden Höchstmengen 
für das folgende Jahr bis zu höchstens 10 v. H. 
dieser Höchstmengen hinzugerechnet werden. 

2. Bis zu höchstens 10 v. H. jeder gemäß diesem 
Abkommen festgesetzten Höchstmenge können 
Lieferungen im Vorgriff auf die entsprechende 
Höchstmenge des folgenden Anwendungszeit- 
raums des Abkommens genehmigt werden. 

Die im Vorgriff gelieferten Mengen werden von 
der für die betreffenden Waren festgesetzten 
Höchstmenge des folgenden Zeitraums abge- 
zogen. 

3. In einem Anwendungsjahr dieses Abkommens 
können nicht ausgeschöpfte Teilmengen der ge- 
mäß diesem Abkommen festgesetzten Höchst- 
mengen unter den nachstehend festgesetzten Be- 
dingungen auf eine andere Höchstmenge über- 
tragen werden: 

i) von der Gruppe ex 62.02 (Bettwäsche, Tisch- 
wäsche, Wäsche zur Körperpflege und an- 
dere Haushaltswäsche; Vorhänge und an- 
dere Gegenstände zur Innenausstattung, aus- 
genommen Gardinen aus Baumwolle) nach 
Gruppe 55.09 (andere Gewebe aus Baum- 
wolle) und innerhalb dieser Gruppe nach 
Untergruppe ex 55.09 (Gewebe aus Baum- 
wolle, andere als gebleicht oder unge- 
bleicht), sofern diese Übertragungen 10 v. H. 
der Höchstmenge nach der sie vor genommen 
werden, nicht überschreiten; 

ii) von Gruppe 55.09 (andere Gewebe aus 
Baumwolle) nach Gruppe ex 62.02 (Bett- 
wäsche, Tischwäsche, Wäsche zur Körper- 
pflege und andere Haushalts wäsche; Vor- 
hänge und andere Gegenstände zur Innen- 
ausstattung, ausgenommen Gardinen aus 
Baumwolle, sofern diese Übertragungen 
7 v. H. der Höchstmenge, nach der sie vor- 
genommen werden, nicht überschreiten; 

iii) innerhalb der Gruppe 55.09 (andere Gewebe 
aus Baumwolle) nach Untergruppe ex 55.09 
(Gewebe aus Baumwolle, anders als ge- 
bleicht oder ungebleicht), sofern diese Über- 
tragungen 7 v. H. der Höchstmenge für die 
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Untergruppe, nadi der sie vorgenommen 
werden, nicht überschreiten. 

4. Die in den Absätzen 1, 2 und 3 vorgesehenen 
Anpassungsbestimmungen dürfen nicht dazu füh- 
ren, daß in einem Anwendungsjahr des Abkom- 
mens die Höchstmengen für die eine oder an- 
dere Gruppe um mehr als 15 v. H. der für das 
betreffende Jahr festgesetzten Höchstmenge für 
diese Gruppe überschritten wird. 

5. Die in den Absätzen 1, 2 und 3 vorgesehenen 
Anpassungsbestimmungen können von Jugosla- 
wien nur nach schriftlicher Mitteilung der jugo- 
slawischen Behörden an die Gemeinschaft ange- 
wendet werden. 

Artikel 6 

Jugoslawien bemüht sich sicherzustellen, daß die 
Ausfuhren aller Textilerzeugnisse, für die gemäß 
diesem Abkommen Höchstmengen festgesetzt wer- 
den können, in jedem Abkommensjahr - insbeson- 
dere unter Berücksichtigung saisonaler Faktoren - 
möglichst gleichmäßig gestaffelt werden. 

Artikel 7 

Die Vertragsparteien kommen überein, alle zweck- 
dienlichen Angaben über ihren Handel mit Textil- 
erzeugnissen auszutauschen, um die ordnungsge- 
mäße Durchführung dieses Abkommens sicherzu- 
stellen. 

Artikel 8 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, daß die 
gemäß diesem Abkommen festgesetzten Höchst- 
mengen nach einem System der doppelten Kon- 
trolle verwaltet werden; Einzelheiten dieses 
Systems sind in Anhang III niedergelegt. 

2. Jugoslawien verpflichtet sich demnach, der Ge- 
meinschaft vierteljährlich genaue statistische 
Angaben über alle von den jugoslawischen Be- 
hörden erteilten Ausfuhrgenehmigungen für alle 
unter dieses Abkommen fallenden Gruppen von 
Textilausfuhren nach der Gemeinschaft zu über- 
mitteln. 

3. Die Gemeinschaft übermittelt ihrerseits den 
jugoslawischen Behörden vierteljährlich genaue 
statistische Angaben über die Einfuhren der be- 
treffenden Waren in die Gemeinschaft. 

Artikel 9 

1. Die Vertragsparteien treffen alle geeigneten 
Maßnahmen, um die Aufrechterhaltung der tra- 
ditionellen Handelsströme und Handelsprakti- 
ken zwischen der Gemeinschaft und Jugoslawien 
zu gewährleisten. 


| 2. Teilt die eine Vertragspartei der anderen mit, 
daß durch die Anwendung dieses Abkommens 
Schwierigkeiten in der Aufrechterhaltung der 
Handelsbeziehungen zwischen Einführern in der 
! Gemeinschaft und ihren Lieferanten in Jugosla- 
wien aufgetreten sind, so kommen die Vertrags- 
parteien überein, nach dem Verfahren des Arti- 
kels 4 Abs. 1 Konsultationen einzuleiten. 

A r t i k e 1 10 

Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses 
I Abkommens räumt Jugoslawien ein, daß die in 
Irland geltenden mengenmäßigen Beschränkungen 
für die Einfuhr der nachstehend aufgeführten Textil- 
waren mit Herkunft aus Jugoslawien bis längstens 
30. Juni 1977 beibehalten werden können; 

B.Z.S. 55.05 Baumwollgarne, nicht in Aufmachungen 
i für den Einzelverkauf, 

i 55.06 Baumwollgarne in Aufmachungen für 

den Einzelverkauf, 

55.07 Drehergewebe aus Baumwolle. 

Artikel 11 

| Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen 
| der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft nach den in diesem Vertrag 
festgelegten Bedingungen Anwendung findet, und 
für das Hoheitsgebiet Jugoslawiens. 

Artikel 12 

: 1. Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Mo- 
nats nach dem Tag in Kraft, an dem die Ver- 
tragsparteien einander den Abschluß der hierfür 
erforderlichen Verfahren notifiziert haben. 

i 

Es gilt bis zum 31. Dezember 1977. 

2. Dieses Abkommen tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1976 in Kraft. 

3. Jede Vertragspartei kann jederzeit Änderungen 
dieses Abkommens vorschlagen oder das Ab- 
kommen unter Einhaltung einer Frist von min- 
destens 120 Tagen zum Ende jedes Zwölfmonate- 
raums kündigen. Im letztgenannten Fall endet 
das Abkommen mit Ablauf des betreffenden 
Zwölfmonateraums. 

4. Die Anhänge und Protokolle sind Bestandteil 
dieses Abkommens. 

Artikel 13 

] Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in däni- 
! scher, deutscher, englischer, französischer, italieni- 
| scher, niederländischer und serbo-kroatischer 
| Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleicher- 
maßen verbindlich ist. 
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Anhang I 

Waren 

für die Jugoslawien ab Inkrafttreten dieses Abkommens SelbstbeschränkungsmaBnahmen 
gegenüber der ganzen Gemeinschaft anwendet 


Die Gemeinschaft teilt Jugoslawien mit, daß die Höchstmengen für die nachstehend aufgeführten Textil« 
erzeugnisse wie folgt auf die Mitgliedstaaten auf geteilt werde*: 


Nummer des 

Nimexe- 


Mitglied- 

Höchstmengen 

Gemeinsamen 

Kennziffer 

Warenbezeichnung 

staat 

(metrische Tonnen) 

Zolltarifs 




1976 

1977 

55.09 

01 bis 98 

Andere Gewebe aus Baumwolle 

D 

2774 

3097 




F 

863 

1012 




I 

6443 

6475 




BNL 

1264 

1367 




UK 

525 

675 




IRL 

10 

15 




DK 

900 

905 




CEE 

12 779 

13 546 

davon 


Gewebe aus Baumwolle 

D 

459 

497 

ex 55.09 


andere als gebleicht 

F 

94 

116 



oder ungebleicht 

I 

372 

374 




BNL 

238 

244 




UK 

21 

31 




IRL 

4 

5 




DK 

237 

238 




CEE 

1425 

1505 

ex 62.02 B 

11,41,43, 47, 

Bettwäsche, Tischwäsche, 

D 

276 

299 


71,73,81 

Wäsche zur Körperpflege und 

F 

175 

189 



andere Haushalts wäsche; 

I 

186 

193 



Vorhänge, und andere 

BNL 

190 

191 



Gegenstände zur Innenaus- 

UK 

21 

31 



stattung, ausgenommen 

IRL 

5 

6 



Gardinen aus Baumwolle 

DK 

99 

100 




CEE 

952 

1009 
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Anhang II 


Waren, die dem besonderen Konsultationsverfahren gemäß Artikel 4 unter- 
liegen. 

Nummer des 

Gemeinsamen Warenbezeichnung 

Zolltarifs 


55.05 
56.07 
ex 60.03 

60.04 

60.05 A 
61.01 
61.02 
61.03 

ex 62.02 


Baumwollgarne, nicht in Aufmachungen für den Einzelbedarf 
Gewebe aus synthetischen oder künstlichen Spinnfasern 
Herrensocken 

Unterkleidung aus Gewirken, weder gummielastisch noch kautschutiert 
Oberkleidung für Männer und Knaben 
Oberkleidung aus Gewirken 

Oberkleidung für Frauen, Mädchen und Kleinkinder 

Unterkleidung (Leibwäsche) für Männer und Knaben, auch Kragen, 
Vorhemden und Manchetten 

Tischwäsche, Bettwäsche, Wäsche zur Körperpflege und andere Haushalts- 
wäsche; Vorhänge, Gardinen und andere Gegenstände zur Innenausstattung 
(andere als die in Anhang I unter ex 62.02 B aufgeführten Waren). 


Gemäß der von den Vertragsparteien in Artikel 8 
dieses Abkommens getroffenen Vereinbarung er- 
folgt die Verwaltung der Einfuhren von Textilwa- 
ren aus Jugoslawien nach einem System der dop- 
pelten Kontrolle. Die Einzelheiten dieses Systems 
sind von den Vertragsparteien wie folgt vereinbart 
worden. 

Die zuständigen Behörden in der Gemeinschaft ge- 
nehmigen automatisch und unverzüglich Einfuhren 
von Textilwaren auf Vorlage des Antrags des Ein- 
führers zusammen mit dem Original der von den 
jugoslawischen Behörden erteilten Genehmigung. 
Die zuständigen Behörden in der Gemeinschaft sind 
befugt, die Vorlage einer Ausfuhrgenehmigung für 
die Ursprungserzeugnisse Jugoslawiens der in An- 
hang I und (im Falle der Inanspruchnahme von 
Artikel 4) in Anhang II aufgeführten Gruppen zu 
verlangen. Diese Ausfuhrgenehmigungen werden 
von den jugoslawischen Behörden bis zur Errei- 
chung des Gesamtbetrags der vereinbarten Höchst- 
mengen erteilt. 

In der Ausfuhrgenehmigung ist angegeben: 

1 . Bestimmung 

2. laufende Nummer 

3. Name und Anschrift des Einführers 

4. Name und Anschrift des Ausführers 

5. Nettomenge (in metrischen Tonnen) und Wert 

6. Gruppe und Bezeichnung der Ware 

7. von den jugoslawischen Behörden ausgestellte 
Bescheinigung, aus der hervorgeht, daß die 
Menge auf die für die Ausfuhr nach der Gemein- 
schaft vereinbarten Höchstmenge angerechnet 


Anhang IH 

worden bzw. zur unmittelbaren Wiederausfuhr 
aus der Gemeinschaft bzw. zur Wiederausfuhr 
nach Veredelung bestimmt ist. 

Die zuständigen Behörden in der Gemeinschaft be- 
reiten bei Abweichungen zwischen dem in der Aus- 
fuhrgenehmigung angegebenen Gewicht und dem 
tatsächlichen Gewicht der Sendung keine Schwierig- 
keiten, sofern sich diese Abweichungen in ange- 
messenen Grenzen halten*, die jugoslawischen Be- 
hörden bemühen sich ihrerseits derartige Abwei- 
chungen auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

Wird eine Ausfuhrgenehmigung vollständig oder 
teilweise zurückgenommen, so unterrichten die 
jugoslawischen Behörden die zuständigen Behörden 
in der Gemeinschaft davon. Die zuständigen Behör- 
den in der Gemeinschaft treffen die erforderlichen 
Maßnahmen im Einklang mit den geltenden Verwal- 
tungsbestimmungen. 

Die jugoslawischen Behörden übermitteln den zu- 
ständigen Behörden in der Gemeinschaft über die 
Botschaften der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
sowie unmittelbar der Kommission vierteljährlich 
Aufstellungen, in denen das Nettogesamtgewicht 
(in Tonnen) der Ausfuhren im Rahmen der erteilten 
Ausfuhrgenehmigungen in Gegenüberstellung zu 
den für die Ausfuhr nach der Gemeinschaft fest- 
gesetzten Höchstmengen aufgeführt ist; ferner wird 
für alle Gruppen von Textilausfuhren nach der Ge- 
meinschaft, für die gemäß diesem Abkommen 
Höchstmengen festgesetzt worden sind, die Auftei- 
lung der Ausfuhrgenehmigungen nach Mitglied- 
staaten angegeben. 
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Anhang IV 

KOMMISSION 

DER 

EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Generaldirektion 
Auswärtige Beziehungen 


Herr Vorsitzender, 

Zum Abschluß der Verhandlungen zwischen der Gemeinschaft und der 
jugoslawischen Regierung, die heute zur Unterzeichnung des Abkommens über 
den Handel mit Textilerzeugnissen geführt haben, beehrt sich die Gemeinschaft 
folgendes zu erklären: 

Gemäß Artikel 3 Abs. 4 des Abkommens gilt dieses Abkommen nicht für 
Wiedereinfuhren von Textilwaren aus Jugoslawien, die nach Be- oder Verarbei- 
tung von vorübergehend aus der Gemeinschaft ausgeführten Waren durchge- 
führt werden. 

Die Gemeinschaft erkennt die wirtschaftliche Bedeutung der Be- und Ver- 
arbeitungsvorgänge für Jugoslawien an. Die Gemeinschaft wird sich daher be- 
mühen, die nach den derzeit geltenden Verfahren durchgeführten Handels- 
ströme aufrecht zu erhalten, wobei sie sich allerdings vorbehält, autonom Be- 
stimmungen zur Regulierung dieses Verkehrs zu treffen, für den ein Genehmi- 
gungszwang eingeführt wird. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung der jugoslawi- 
schen Regierung zu der vorstehenden Erklärung bestätigten. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichnet- 
sten Hochachtung. 
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Begründung 


1. Mit Entscheidung vom 18. Dezember 1975 hat 
der Rat die Kommission ermächtigt, mit Jugoslawien 
Verhandlungen über den Abschluß eines Abkom- 
mens über den Handel mit Textilerzeugnissen auf 
Grundlage der Bestimmungen von Artikel 4 des 
Abkommens betreffend den internationalen Handel 
mit Textilerzeugnissen aufzunehmen. 

2. Gemäß der vorerwähnten Ratsentscheidung und 
in Konsultation mit dem Sonderausschuß Artikel 
113 hat die Kommission mit Jugoslawien während 
der Monate März und Juni 1976 Verhandlungen 
geführt. 

Im Anschluß an diese Verhandlungen wurde ein 
Abkommensentwurf ausgearbeitet. Das Abkommen, 
getroffen für den Zeitraum vom 1. Januar 1976 bis 
31. Dezember 1977, enthält vor allem: 

— die Selbstbeschränkung - auf vereinbarter 
Höhe - der Ausfuhren bestimmter Kategorien 
von Textilerzeugnissen, die für den Inlandsver- 
brauch bestimmt sind, in die Gemeinschaft; 

— Annahme eines überwachungs- und Konsulta- 
tionsverfahrens für bestimmte andere Produkt- 
kategorien, das unter anderem für die ins Auge 
gefaßten Erzeugnisse das Festsetzen von Selbst- 
beschränkungsmaßnahmen unter vereinbarten 
Bedingungen ermöglicht; 

— die Verpflichtung der Gemeinschaft, für die von 
dem Abkommen abgedeckten Produktkategorien 
nicht von den Schutzbestimmungen des Allfaser- 


abkommens Gebrauch zu machen, so lange die 
vereinbarten Plafonds respektiert werden. An- 
dererseits bezieht sich das Abkommen nicht auf 
Wiedereinfuhren in die Gemeinschaft von Tex- 
tilerzeugnissen, die zwecks Bearbeitung oder 
Veränderung zeitweilig aus der Gemeinschaft 
nach Jugoslawien ausgeführt worden sind. 

Nach Feststellung der Übereinstimmung des Ab- 
kommensentwurfs mit den Ergebnissen der Ver- 
handlungen haben die Delegationsleiter am 25. Juni 
1976 diesen Text paraphiert. 

3. Um die Verwirklichung der Ziele des Abkom- 
mens zu gewährleisten, sind die beiden Delegatio- 
nen übereingekommen, daß bis zur Beendigung 
der zum Abschluß des Abkommens nötigen Ver- 
fahren, dessen Bestimmungen ab 1. Juli 1976 de 
facto beiderseitig angewendet werden. 

4. Nach Auffassung der Kommission stellt dieser 
Abkommensvorschlag ein für die Gemeinschaft an- 
nehmbares Ergebnis dar. Sie empfiehlt dem Rat, 
durch Verabschiedung der Verordnung, deren Ent- 
wurf in der Anlage beigefügt ist, das Abkommen 
abzuschließen. 

Aus diesem Grunde sind die notwendigen Maßnah- 
men zur Anwendung der Abkommensbestimmungen 
durch die Gemeinschaft in einem gesonderten Ver- 
ordnungsvorschlag dargelegt, den die Kommission 
dem Rat unterbreitet hat. 
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